
«Dass ich erkenne, was die Welt im In-
nersten zusammenhält» lässt Goethe seinen 
Faust im ersten Teil seines Stückes sagen. Die-
ser Ausspruch kommt mir in den Sinn, wenn 
ich über den sozialen Zusammenhalt in den 
Städten nachdenke. Was ist es denn, was die 
Städte «im Innersten» zusammenhält? Diese 
Städte, die von so mannigfaltigen Menschen 
bevölkert, bewohnt und besucht werden? Da 
finden wir Junge und Alte, Reiche und Arme, 
Angehörige verschiedenster Weltanschauun-
gen, Religionen uns Kulturen, um nur einige 
Unterscheidungsmerkmale zu nennen. 

Ist es die Geschichte einer Stadt, die ver-
bindet? Sind es ihre Feste, die gemeinsam 
gefeiert werden? Oder sind es die landschaft-
lichen und architektonischen Schönheiten, 
die allen «gratis und franko» zur Verfügung 
stehen? Wenigstens allen, die noch mobil 
sind, Verkehrsmittel benützen und Aussichts-
punkte erreichen können.

Für mich sind nicht zuletzt funktionie-
rende Dienstleistungen eine Voraussetzung 
für den sozialen Zusammenhalt einer Stadt. 
Diese zeigen sich beispielsweise im res-
pektvollen Umgang mit der älteren Bevöl-
kerung in Institutionen, beim Instandhalten 
von Schulhäusern und Spielplätzen, beim 
öffentlichen Verkehr, der Abfallentsorgung, 
der Pflege von Bäumen und Pärken und was 

der Aufgaben einer Stadt noch mehr sind. 
Und wir Bürgerinnen und Bürger sind stolz, 
wenn alles korrekt und zuverlässig abläuft 
und schön aussieht. Dieser Stolz schafft auch 
Identifikation mit dem Ort, an dem wir le-
ben. Nicht vergessen sollten wir aber, dass 
es immer Menschen sind, die da für uns 
arbeiten, und die unseren Dank verdienen: 
Der Strassenreiniger, der Buschauffeur, der 
Polizist. Und auch die Wirtin oder der Wirt in 
unserem Lieblingscafé.

Und da kommt vielleicht der Punkt, wo 
die berühmte Frage gestellt werden soll, die 
Präsident John F. Kennedy 1961 in den USA in 
seiner Antrittsrede formulierte: «Fragt nicht, 
was euer Land für euch tun kann –  fragt was 
Ihr für euer Land tun könnt?»

Auf unser Thema angewendet: die 
Dienstleistungen unserer Stadt bezahlen wir 
mit unseren Steuergeldern und wir bestim-
men darüber in Abstimmungen. Aber wir 
konsumieren sie auch ausgiebig und halten 
sie für selbstverständlich.

Was aber tun wir persönlich für den sozia-
len Zusammenhalt unserer Stadt? Für die Ein-
samen, für die (noch) nicht Integrierten, für 
die Randständigen? Die Antwort darauf muss 
jede und jeder aufgrund der eigenen Mög-
lichkeiten finden. Aufgaben, welche auch 
bestens organisierte Städte nicht abdecken, 
gibt es genug. Auf der Luxusinsel Schweiz 
lässt es sich sehr komfortabel leben. Aber 
auch bei uns darf der Gedanke der Solidarität 
nicht aussterben!

S T A N D P U N K T

Der Gedanke an die Solidarität darf nicht aussterben
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Liebe Leserin, lieber Leser

In den Städten leben verschiedenste 
soziale Gruppen: Sie unterscheiden sich 
beispielsweise im Wohlstand, in der Her-
kunft, in den Berufen und im Alter. Doch 
wie steht es um den sozialen Zusam-
menhalt unter den Stadtbewohnerinnen 
und Stadtbewohnern? Ist der unsichtbare 
«Kitt», der alles zusammenhält und 
unsere Städte so lebenswert macht, eine 
Selbstverständlichkeit?

Nein, das ist er nicht. Der Städteverband 
macht den sozialen Zusammenhalt in 
den Städten deshalb zum Thema des 
Städtetages in Genf und Lancy und zum 
Thema dieses «focus». Wir möchten 
darüber nachdenken, was getan werden 
muss, damit sich in Zukunft zwischen den 
Menschen in den Städten keine Gräben 
auftun. Denn nur wenn das Leben und 
die Politik in den Städten weiterhin durch 
ein Miteinander geprägt sind, können 
diese auch vorwärts gehen.

Ihre focus-Redaktion
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war 16 Jahre Nationalrätin und 
präsidierte den Rat 1996/97. Sie 
stand verschiedenen gemein-
nützigen Organisationen vor.
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Der «soziale Zusammenhalt» wurde als 
Leitthema für den Städtetag gewählt, 
den Lancy mitorganisiert. Wie wür-
den Sie den sozialen Zusammenhalt  
definieren?
In meinen Augen geht es vor allem um die 

Solidarität unter den Bürgerinnen und Bür-
gern. Frauen und Männer, Junge und Alte, Rei-
che und Arme und Schweizer und Ausländer 
müssen sich gegenseitig solidarisch zeigen.

Welchen Einfluss haben politische Ins-
tanzen und die öffentliche Hand auf den 
Zusammenhalt? Entziehen sich gewisse 
Entwicklungen nicht schlicht dem Ein-
fluss der Städte und Gemeinden?
Nun, mich dünkt, dass die kommunale Ebe-

ne insbesondere mit der Globalisierung wieder 
an Bedeutung gewinnt. Denn die Gemeinde 
ist für die Bevölkerung der unmittelbarste und 
nächste Ort des sozialen Kontaktes. Die Grös-
se der Stadt und Gemeinde spielt dabei eine 
entscheidende Rolle: In einer kleinen Stadt 
kennt man sich noch eher als in einer grossen 
Metropole. Gerade in Zeiten, in denen sich die 
Wohnbevölkerung einer Grossstadt stetig än-
dert, weil Zuzüger kommen und Abwandernde 
gehen, kann das Quartier verstärkt zu einem 
Bezugspunkt werden.

In Bezug auf den sozialen Zusammenhalt 
liegt vieles in den Händen der Vereine in den 
Quartieren. Sport- und Kulturvereine haben 
die Möglichkeit, den Austausch in der Bevöl-
kerung zu stärken und das Engagement und 

die Teilhabe an der Gemeinschaft zu wecken. 
Der Vereinsgedanke dünkt mich extrem wich-
tig. Wir unterstützen von seiten der Stadt des-
halb auch das Vereinsleben, indem wir Räume 
subventionieren und Material zur Verfügung 
stellen, beispielsweise für Feste.

 
Welche spezifischen Probleme bestehen 
in Lancy, wenn es um den sozialen Zu-
sammenhalt geht?
Lancy ist in den letzten Jahrzehnten gewal-

tig gewachsen: Von rund 3 000 Einwohnern vor 
1960 auf 32 000 Bewohner heute. Wir haben 
eine rasante Urbanisierung erlebt, die noch 
nicht abgeschlossen ist. Lancy ist attraktiv: 
Mehrere grosse Unternehmen haben hier ih-
ren Sitz und bieten Arbeitsplätze, wir verfügen 
über ein gutes Netz beim öffentlichen Verkehr 
und sind nahe an Genf. Aber diese Urbanisie-
rung hat auch Nebenwirkungen. In den Neu-
bauquartieren, die entstanden sind, identifzie-
ren sich die neuen Bewohner noch nicht mit 
ihrem Wohnort. Wir brauchen dort deshalb 
neue Infrastrukturen für die Sport- und Quar-
tiervereine. Das, was wir bereits haben, ist 
restlos ausgebucht.

Was unternehmen Sie in den Quartieren, 
die den Ruf haben, «schwierig» zu sein?
Es gibt tatsächlich einige Quartiere, in de-

nen es nicht einfach ist, etwas für den sozialen 
Zusammenhalt zu tun. Der Kanton unterstützt 
glücklicherweise Projekte mit einem spezifi-
schen Fonds. Wir versuchen, die Wünsche und 

Anliegen der Bevölkerungsgruppen in diesen 
Quartieren genau zu erfassen. So haben wir 
beispielsweise ein Outdoor-Fitness für Jugend-
liche aufgebaut, die keine Freitzeitbeschäfti-
gung hatten und die in der Nähe eines Alters-
heims die Zeit tot schlugen.

Das Alterszentrum hat sich übrigens an den 
Kosten beteiligt und wir haben auch Gerä-
te installiert, die von den Betagten genutzt 
werden können. Solche Massnahmen können 
auch den Austausch zwischen Bevölkerungs-
gruppen fördern, die ansonsten kaum mitein-
ander sprechen würden.

 
Wie wird Lancy in 20 Jahren aussehen?
Die Stadt wird noch einen deutlich urba-

neren Charakter aufweisen, als heute. Die 
Integration der Neuzuzüger wird uns dann 
aber gelungen sein, es werden weitere 
neue Wohnbauquartiere entstehen, ohne 
dass dabei aber die Lebensqualität leidet. 
Dies nicht zuletzt, weil wir unseren grossen 
Parks Sorge tragen.

I N T E R V I E W

«Die Vereine tragen viel zum Gemeinschaftssinn bei»

Frédéric Renevey
Stadtpräsident von Lancy
In seinem Departement ist Frédéric Rene-
vey für das Sozialamt, die Sicherheit und 
den Sport zuständig. Als ausgebildeter 
Historiker arbeitet er zudem als Lehrer. 
Bevor er 2007 für die SP in die Stadtregie-
rung Lancys gewählt wurde, war er von 
1995 bis 2003 Teil der Legislative. Er ist 
bereits ein Jahr Stadtpräsident Lancys und 
wird dieses Amt für ein weiteres Jahr inne 
haben.

Am 27. und 28. August empfangen Genf 
und Lancy die Mitglieder des Städtever-
bandes zum traditionellen Städtetag. 
Als Thema der Zusammenkunft wurde 
der «Soziale Zusammenhalt» gewählt. In 
einem Doppelinterview umreissen die 
Stadtpräsidentin Genfs und der Stadt-
präsident von Lancy die sozialpolitischen 
Herausforderungen ihrer Orte.
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Sie zitieren oft die Präambel der Bun-
desverfassung. Da steht, dass die «Stär-
ke des Volkes sich am Wohl der Schwa-
chen» misst. Liesse sich so auch Ihre 
Definition des sozialen Zusammenhal-
tes zusammenfassen?
Diese Präambel ist hochaktuell! Ich bin in 

der Tat der Meinung, dass eine Gesellschaft, 
die ihre schwächsten Mitglieder links liegen 
lässt, ihre Verantwortung nicht wahrnimmt. 
Das Departement, für das ich verantwortlich 
bin, hat einen doppelten Auftrag: Die finanzi-
elle Unterstützung der Bedürftigen zu sichern 
zum einen und das Wohlergehen aller zu ver-
grössern zum zweiten. Letzteres nicht zuletzt 
indem die Risiken sozialer Isolation verklei-
nert werden. In der städtischen Sozialpoli-
tik geht es zurzeit insbesondere darum, die 
Kontakte zwischen der Verwaltung und der 
Bevölkerung in den Quartieren auszubauen, 
etwa indem das Vereinsleben gestärkt wird 
und die Quartierbevölkerung ins Stadtleben 
eingebunden wird.

Welchen Einfluss haben politische Ins-
tanzen und die öffentliche Hand auf den 
sozialen Zusammenhalt? Entziehen sich 
gewisse Entwicklungen nicht schlicht ih-
rem Einfluss?
Die Politik hat einen grossen Einfluss auf 

den sozialen Zusammenhalt – und dies nicht 
etwa nur im Bereich der Sozialpolitik. In einer 
Welt, die mehr und mehr globalisiert und li-
beralisiert ist, ist es notwendig, dass die Poli-

tik Grenzen und Regeln setzt, beispielsweise 
um den Reichtum fairer zu verteilen oder um 
unsere natürlichen Ressourcen und die Natur 
zu schützen. Kurzum: Es braucht die Politik, 
um die Lebensqualität für die Bürgerinnen 
und Bürger zu bewahren. 

Die Stadt Genf hat sich in den letzten 15 
Jahren stark gewandelt. Sie ist gewachsen 
und ihre Bevölkerung hat sich verändert. Da-
mit haben sich auch die sozialen Fragestel-
lungen verschoben. Die wirtschaftliche Dy-
namik der Stadt bringt grosse Umwälzungen 
mit sich und viele Familien haben Mühe, eine 
bezahlbare Wohnung zu finden. Der Druck auf 
einige Bevölkerungsgruppen hat sich deut-
lich erhöht. Die Zahl der Menschen, die von 
Unterstützungsleistungen oder der Sozialhil-
fe abhängig ist, ist auf einem historischen 
Höchststand. Diese Entwicklungen haben 
auch einen Einfluss auf den sozialen Zusam-
menhalt. Die Politik muss Antworten auf die 
Fragen der Bevölkerung finden.

Nichtsdestotrotz haben wir aber noch im-
mer eine sehr hohe Lebensqualität in Genf. 

Welches sind die drängensten Proble-
me, die gelöst werden müssen, um den 
sozialen Zusammenhalt zu stärken. Und 
wo sehen Sie Handlungsbedarf für die 
Zukunft?
Zwei Dinge stehen ganz oben auf meiner 

Prioritätenliste: die Problematik der altern-
den Gesellschaft und die Integration der Ju-
gendlichen. Die Stadt hat verschiedene Pro-

jekte lanciert, um in sozialen Brennpukten zu 
reagieren, ich habe beispielsweise die Auf-
nahmekapazität der Obdachlosenunterkünfte 
im Winter verdoppelt und die Finanzierung 
dieses Angebots gesichert. Die Stadt bietet 
zudem besondere Nothilfeleistungen für Mit-
telose an, es geht dabei um eine Grundver-
sorgung bei Hygiene und Ernährung.

Seit zwei Jahren existiert ein «Schulgeld»: 
Familien mit tiefem Einkommen erhalten rund 
130 Franken, wenn ein Kind eingeschult wird. 
Damit können Schultheks oder Schreibzeug 
gekauft werden. 2012 habe ich zudem eine 
Kampagne lanciert, um Betagte, die beschei-
den leben, über Zulagen zu informieren, die 
ihnen zustehen, die sie aber nie eingefordert 
haben – sei es aus Unwissen oder aus Scham.

Unter anderem dafür haben wir vier zentrale 
Auskunftsstellen geschaffen, die den Betroffe-
nen zur Verfügung stehen, um ihre Probleme 
zu schildern und sich beraten zu lassen.

Wie könnte Genf in 20 Jahren aussehen?
Ich wünsche mir, dass Genf eine beispiel-

hafte Stadt im Bereich des sozialen Zusam-
menhalts wird. Wobei das Soziale auch in 
der Arbeitswelt und in der Freizeit wichtiger 
werden wird: Der IT-Sektor bietet Co-Wor-
king-Spaces und in der Freizeit geht man in 
den Gemeinschaftsgarten. In dieser Art wird 
es weitere Projekte geben. Viele Städte sind 
übrigens schon heute aktiv und entwickeln 
so die Stadt der Zukunft: Eine vernünftigere, 
nachhaltigere und solidarischere Stadt.

I N T E R V I E W

«Mit der Globalisierung wird die Politik wichtiger denn je»

Esther Alder
Stadtpräsidentin von Genf
Alder war für die Grüne Partei von 1995 bis 
1997 Mitglied des Genfer Stadtparlaments. 
Anschliessend trat sie ins Kantonsparla-
ment ein und blieb dort bis 2009. In die 
Stadtregierung wurde die diplomierte 
Sozialarbeiterin 2011 gewählt und in diesem 
Jahr bestätigt. Sie führt das Sozialdepar-
tement und trat am 1. Juni für ein Jahr das 
Amt der Stadtpräsidentin an. Sie ist Mutter 
von zwei Kindern.



Vor nahezu 20 Jahren schreckte der Polito-
loge Robert Putnam mit seiner Diagnose einer 
schrumpfenden amerikanischen Zivilgesell-
schaft und den damit verbundenen verheeren-
den Folgen die Welt auf. Als Folge widmeten 
sich seither unzählige Analysten, Chronisten 
und Feuilletonisten den Entwicklungen des 
sozialen Miteinanders und diskutieren dessen 
Wert für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. 
Etikettiert als Sozialkapital äussert sich der 
Nutzen sozialer Beziehungen für die Wirtschaft 
in der Senkung marktwirtschaftlicher und 
unternehmerischer Transaktionskosten. Die 
Politik verbindet soziales Kapital mit der Funk-
tions- und Leistungsfähigkeit von Demokratien 
und für die Gesellschaft werden die sozialinte-
grativen Leistungen der Gemeinschaftlichkeit 
einem grassierenden Individualismus und Per-
sonenkult entgegengestellt.

Partygesellschaft versus Debattenkultur
Instanzen zur Förderung des Gemeinsinns 

sind mehr denn je gefragt, schenkt man den 
Gesellschaftsdiagnosen jüngeren Datums 
Glauben, die den sozialen Kitt auseinander-
bröckeln sehen. Medialisierung, Individuali-
sierung und veränderte Lebensgewohnheiten 
fordern die Entwicklung des zivilgesellschaft-
lichen Miteinanders zunehmend heraus und 
gefährden mit Nachdruck die Fundamente 
des sozialen Zusammenhalts. Peter Bichsel 
gibt den heutigen Zuständen ein Gesicht und 
übertrug unlängst die Befürchtungen Putnams 
auf die Schweiz: «Man trifft sich nicht mehr in 
der Käserei, nicht mehr Samstags beim Dorf-
friseur, nicht mehr in der verrauchten Dorfbeiz. 
Man trifft sich nicht mehr auf dem Dorfplatz. 
Was einmal Öffentlichkeit hiess, verkommt zur 
Grill- und Partygesellschaft – man bleibt unter 

sich und trifft ein Leben lang dieselben Leute. 
Man lebt nicht mehr unter allen, sondern nur 
noch unter sich. Das ist der Trend, und nicht 
nur ein schweizerischer, und diesen Trend hat 
niemand gewollt, der geschieht schleichend 
und ohne dass wir es bemerken. Und das ist 
halt so. Ich fürchte nur, dass letztlich Demo-
kratie ohne Öffentlichkeit nicht funktionieren 
kann, ohne das Gefühl des Zusammenlebens, 
des Dazugehörens zu allen.» Kurzum: Der Ge-
meinschaft wird Stück für Stück der Kontaktbo-
den unter den Füssen weggezogen.

«Selbstverwirklichung, Lebens- 
genuss oder der stete Drang nach 
Abwechslung stehen der Bereitschaft 
zum regelmässigen, verpflichtenden 
und langfristig ausgerichteten  
Engagement entgegen.»

Ein guter Teil dieses wahrgenommenen 
Verlustes an Gemeinschaftlichkeit wird dem 
Aufkommen der digitalen Revolution zuge-
schrieben. Den unbestrittenen Vorteilen der 
Social Media als unerschöpfliche Quellen 
von Informationen stehen ernstzunehmende 
Nachteile der digitalen Welt entgegen: Online-
Plattformen legen dem sozialen Austausch von 
Angesicht zu Angesicht die Schlinge um den 
Hals, wenn die Informationen aus dem Netz 
dem nachbarschaftlichen Gang zur Erkundung 
von Neuigkeiten vorgezogen werden. Zudem 
stehen Werte der Selbstentfaltung wie Unge-
bundenheit, Selbstverwirklichung, Lebensge-
nuss, oder der stete Drang nach Abwechslung 
der Bereitschaft zum regelmässigen, verpflich-
tenden und langfristig ausgerichteten Engage-
ment in Vereinen und Behörden entgegen.

Die Daten zur Schweizer Zivilgesellschaft 
können das düstere Bild der anekdotischen 
Evidenzen nicht pauschal bestätigen. Etwa 
zwei Drittel der Bevölkerung sind in Vereine 
eingebunden, zwischen 20 und 30 Prozent 
üben dabei noch eine unbezahlte Tätigkeit zu-
gunsten Dritter aus. Mit Ausnahme eines rück-
laufenden Austausches mit den Nachbarn fin-

den wir seit der Jahrtausendwende weiterhin 
nur wenig Hinweise für einen abnehmenden 
Rückhalt der Schweizer Bevölkerung im Um-
feld des Familien-, Freundes- und Bekannten-
kreises. Zusätzlich belegen die Auswertungen 
ein beständiges Niveau an Vertrauen in die 
Mitmenschen in der Schweizer Bevölkerung 
seit Beginn der 1990er Jahre. Im internatio-
nalen Vergleich erreicht die Schweiz bei all 
diesen Gesichtspunkten sozialen Zusammen-
lebens zudem verhältnismässig hohe Werte 
und reiht sich damit ohne grosse Ausnahme 
unter den fünf bis zehn sozialkapitalstärksten 
Nationen Europas ein.

Vereinsarbeit muss erlernt werden
Allerdings lassen sich gegenwärtig durch-

aus auch ernsthafte Anzeichen eines Nieder-
gangs der Schweizer Zivilgesellschaft erken-
nen. Dieser äussert sich etwa im Rückgang 
der generellen Vereinseinbindung seit Beginn 
der 1970er Jahre oder auch in der stärker her-
vortretenden Untervertretung der Jugend in 
zivilgesellschaftlichen Organisationen. Wäh-
rend in den 1970ern unter allen Vereinsmit-
gliedern noch rund die Hälfte aus den Reihen 
der 20-39-Jährigen bestand, hat sich der Anteil 
dieser Alterskohorte heute halbiert. Diese Zah-
len können als ein alarmierendes Signal hin-
sichtlich künftiger Entwicklungen im Vereins-
sektor und dem damit zusammenhängenden 
Sozialkapital gedeutet werden: Was Hänschen 
nicht lernt, lernt Hans nimmermehr. Auch 
weisen nicht alle Vereinssparten die gleichen 
stabilen Verläufe auf. Wo Sportvereine einen 
nahezu unveränderten Bestand über die Jahre 
aufweisen, haben Interessenverbände, Partei-
en oder auch die Pfadibewegung stärker mit 
Verlusten zu kämpfen. Hinzu kommt das prob-
lematischer werdende Unterfangen, politische 
Ämter auf lokaler Ebene zu besetzen, um das 
Milizwesen in Gang zu halten. Es ist zweifels-
frei etwas Sand im zivilgesellschaftlichen Ge-
triebe der Schweiz, der soziale Kitt scheint an 
einigen Stellen porös zu werden. Risse tun sich 
vor allem dort auf, wo das spassige Miteinan-
der pro-soziale Verpflichtungen und gemein-
wohlorientierte Verbindlichkeiten einfordert.

Bei NZZ-Libro ist kürzlich ein 
Buch von Markus Freitag zum 
sozialen Kapital der Schweiz er-
schienen: www.nzz-libro.ch

Nicht wenige sehen den gesellschaftlichen Zusammenhalt bedroht, weil die Indi-
vidualisierung der Gesellschaft die traditionellen Foren des öffentlichen Lebens  
gefährdet. Tatsächlich ist das Engagement junger Menschen in der Schweiz situativer 
und flüchtiger geworden. Ist damit die Zivilgesellschaft am Ende? Nein, aber sie steht vor  
grossen Herausforderungen, weil sie neue Organisationformen braucht.
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T H E M A

Standortvorteil soziales Miteinander:  
Bröckelt der soziale Kitt der Schweiz?

Markus Freitag
Markus Freitag ist Professor 
für Politische Soziologie am 
Institut für Politikwissen-
schaft der Universität Bern.

http://www.nzz-libro.ch/das-soziale-kapital-der-schweiz.html


daran gekoppelt wird, dass das neue System 
seine Ziele auch erreicht.

Mehr rechtliche Handhabe im Kampf 
gegen Abfallsünder

Die rechtliche Praxis bei Littering-Strafen 
schweizweit zu vereinheitlichen, ist das Ziel 
der neuen Norm, die kürzlich vom Bundesrat 
vorgestellt wurde. Eine Mehrheit der Städte 
begrüsst die Regeln, die als Reaktion auf eine 
Parlamentarische Initiative ausgearbeitet 
worden sind. Allerdings verweisen die Städte 
darauf, dass bereits heute mehrere Kantone 
und Gemeinden eigene Strafnormen ausge-
arbeitet haben und damit unterschiedliche 
Erfahrungen sammelten. Die Problematik 
lässt sich nicht alleine mit Repressionsmass-
nahmen in Griff kriegen und es hat sich ins-
besondere gezeigt, dass bei der Anwendung 
der Strafartikel Schwierigkeiten bestehen, 
weil Abfallsünder praktisch nur gebüsst wer-
den können, wenn sie «in flagranti» erwischt 
werden. Dies bedingt eine hohe Polizeiprä-
senz. Die Städte und die Fachorganisation 
Kommunale Infrastruktur OKI verweisen auch 
darauf, dass ihre Erfahrungen bei der Festle-

Die Sommersession der Eidgenössischen 
Räte war geprägt von langen Debatten zum 
nationalen Finanzausgleich und der Milch-
kuhinitiative. Im Fokus der Aufmerksamkeit 
des Städteverbandes stand darüber hinaus 
vor allem die Kulturbotschaft. Der Ständerat 
hat zudem die Reform des Asylwesens bera-
ten, die der SSV ebenfalls eng begleitet. 

 
NFA: Kompromiss erzielt 
Der Ressourcen- und Lastenausgleich zwi-
schen Bund und Kantonen wurde in der 
Sommersession von beiden Räten mehr-
mals behandelt. Der Nationalrat beharrte 
zu Beginn darauf, die Geberkantone um 
jährlich 134 Millionen Franken zu entlasten. 
Der Ständerat stimmte seinerseits einem 
Kompromiss der Kantone zu, welcher eine 
Entlastung der Geberkantone um 67 Millio-
nen Franken vorsah. Der Nationalrat zeigte 
sich schlussendlich einverstanden mit die-
sem Kompromiss. Der Grundbeitrag für den 
Ressourcenausgleich wird um insgesamt 165 
Millionen Franken pro Jahr gesenkt – der 

Positive Beurteilung der Verfassungs-
bestimmung von KELS

Der Schweizerische Städteverband 
äussert sich positiv zur vorgeschlagenen 
Verfassungsbestimmung über ein Klima- 
und Energielenkungssystem (KELS). Aus 
Sicht der Städte und städtischen Gemein-
den ist eine effiziente und ökologische 
Lenkungswirkung nur dann zu erreichen, 
wenn die Lenkungsabgabe in einer an-
gemessenen Höhe und einheitlich auf 
allen nicht erneuerbaren Energiequellen 
(Brenn- und Treibstoffe, Strom) erhoben 
wird. Auch legt der Städteverband gros-
sen Wert darauf, dass die Erträge dieser 
Lenkungsabgabe staatsquotenneutral an 
die Haushalte und Unternehmen zurück-
verteilt werden.

Im Hinblick auf die energie- und kli-
mapolitischen Ziele vieler Städte und 
Gemeinden ist ein Lenkungssystem ef-
fizienter als die derzeitige Förderpolitik. 
Allerdings fordert der Städteverband, dass 
das Lenkungssystem so ausgestaltet wird, 
dass es auch Wirkung erzielt und die Ab-
schaffung der bisherigen Massnahmen 

Bund zahlt 98 Millionen und die Geberkan-
tone 67 Millionen Franken weniger. 

Asylreform unterstützt
Der Ständerat hat die Revision des Asylge-
setzes verabschiedet. Mit der Neuorgani-
sation der Asylverfahren soll die maximale 
Dauer bis zu einem rechtsgültigen Asylent-
scheid auf rund 140 Tage gesenkt werden. 
Während des Verfahrens werden die Asylsu-
chenden künftig in einem Bundeszentrum 
untergebracht. Einer kostenlosten Beratung 
und Rechtsvertretung für die Asylsuchenden 
wurde ebenfalls zugestimmt. Die Vorlage 
geht nun an den Nationalrat.

Kulturbotschaft klar angenommen
Nach dem Ständerat stimmte in der Sommer-
session auch der Nationalrat für die Kultur-
botschaft der Förderperiode 2016-2020. Das 
Schweizer Kulturschaffen wird mit rund 1,13 
Milliarden Franken unterstützt – rund 3,4 Pro-
zent mehr im Vergleich zur vergangenen För-
derperiode. Der Städteverband hat sich sehr 

gung der Bussenhöhe berücksichtigt wer-
den sollten, die diesbezügliche Bandbreite 
liegt zwischen 30 bis 80 Franken. Die vom 
Bundesrat genannte Summe von 100 Fran-
ken wird vielenorts als unverhältnismässig 
hoch angesehen.

Auslandschweizerverordnung verein-
facht Aufgaben der Stimmgemeinden

Der Schweizerische Städteverband 
ist mit den Bestimmungen der neuen  
Auslandschweizerverordnung (V-ASG) im 
Grundsatz einverstanden. Sinnvoll sind die 
Vereinfachungen für die Gemeinden, die 
für den Versand des Abstimmungsmateri-
als zuständig sind. Bemängelt werden in 
der Analyse des vorgeschlagenen Verord-
nungstextes aber die teilweise zu kurzen 
Fristen, die vorgesehen sind. So ist für die 
ausländischen Stimmbürger die Zeitlimite 
für die Anmeldung zur Teilnahme am Ur-
nengang eher knapp bemessen.

Weitere Vernehmlassungen unter:
www.staedteverband.ch/Politik/
Vernehmlassungen

für die Verabschiedung der Kulturbotschaft 
eingesetzt und ist über das Resultat erfreut.

Milchkuh-Initiative wird zur Ablehnung 
empfohlen
Die Räte sind sich einig und lehnen die Ini-
tiative «Für eine faire Verkehrsfinanzierung» 
ab. Auch für den Nationalrat waren die dro-
henden Steuerausfälle von 1,5 Milliarden 
Franken das ausschlaggebende Argument 
gegen die Initiative. Der Städteverband 
begrüsst diese Entscheidung, der Vorstand 
hatte bereits im Dezember 2014 die Nein-
Parole gefasst.

Der Ständerat hat weiter über die Total-
revision des Gütertransportgesetzes verhan-
delt und spricht sich im Gegensatz zum Na-
tionalrat gegen eine teilweise Privatisierung 
und die Auslagerung des Gütertransports 
aus. Die neuen Regeln für den Güterverkehr 
waren jedoch im Grundsatz unbestritten. Für 
die nächsten vier Jahre hat der Ständerat 
den Kredit um 40 Millionen auf 250 Millio-
nen Franken aufgestockt. 
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Kurzmeldungen

Weiterbildung für Bauherren
Verschiedene kantonale Immobilien- 

und Hochbauämter haben zusammen 
den Weiterbildungskurs «Bauherrenkom-
petenz KB’CH» lanciert. Das Angebot, 
bei dem ein CAS-Diplom der Hochschule 
Luzern erlangt werden kann, richtet sich 
auch an Mitarbeitende städtischer Bau-
ämter. Die praxisorentierte Wissensver-
mittlung zeigt neben fachlichen Aspekten 
auch politische und verwaltungstechni-
sche Verflechtungen auf. Dies vor dem 
Hintergrund, dass öffentliche Bauorgane 
viele verschiedene Anspruchsgruppen 
und -felder berücksichtigen müssen.
wb.technik-architektur@hlsu.ch

AEE-Kongress, 13. November 2015
Bereits zum vierten Mal organisiert 

die AEE SUISSE am 13. November in Basel 
ihren Nationalen Kongress der erneuer-
baren Energien und der Energieeffizienz. 
Im Zentrum stehen Fragen rund um die 
Energiewende in Deutschland, die Digi-
talisierung und dezentrale erneuerbare 
Energieversorgung und die gesellschaft-
liche Akzeptanz der Energiewende. Der 
Städteverband hat das Patronat der Ver-
anstaltung übernommen.
www.aeesuisse.ch

Ausschreibung für den «Watt d‘Or»
Das Bundesamt für Energie wird 2016 

zum zehnten Mal den «Watt d‘Or» verlei-
hen. Bereits heute können Bewerbungen 
für diese Auszeichnung, die herausragen-
de Leistungen im Energiebereich würdigt, 
eingereicht werden. Die Einreichefrist 
läuft bis Ende Juli, angemeldet werden 
können beispielsweise Geräte, Gebäude 
oder Technologien.
www.wattdor.ch

Preisverleihung «Gesunde Stadt»
Von acht nominierten Städten und 

Gemeinden erhalten am 1. Juli die Städ-
te Genf und Prilly, sowie Stäfa und ein 
Gemeindeverbund im Kanton Appenzell 
Ausserrhoden den Preis «Gesunde Stadt 
2015» resp. «Gesunde Gemeinde 2015». 
Die Preise würdigen vorbildliche Beispie-
le kommunaler Gesundheitsförderung. 
Aufgrund der Unterschiedlichkeit der Pro-
jekte wird auf eine Rangierung verzichtet.
www.radix.ch/preis2015

desrechtliche Massnahmen notwendig sind.
Die Städteinitative Sozialpolitik verabschie-
dete zudem eine aufdatierte Version ihres 
Positionspapiers, das u.a. das Ziel festlegt, 
den Sozialhilfewettbewerb zu verhindern.   
www.staedteinitiative.ch

Städtekonferenz Mobilität: Potenzial des 
Velos für den Stadtverkehr nutzen

Am jüngsten Anlass der Städte-
konferenz Mobilität (SKM) disku-
tierten am 15. Juni 2015 in Bern 

rund 60 Vertreterinnen und Vertreter aus 
Schweizer Städten über Velopolitik. Um den 
Veloverkehr zu stärken, fordert die SKM von 
Bund und Kantonen eine konstruktive Zusam-
menarbeit bei Pilotversuchen, der Signalisa-
tion oder Massnahmen auf Kantonsstrassen. 
Erfolgreiche Projekte wie der «Pilotversuch für 
velofreundliche Lichtsignalanlagen» in Basel 
können dabei als Beispiele dienen. Die SKM 
befürwortet zudem die Anliegen der nationa-
len Veloinitiative. Die Aufnahme der Velowe-
ge in die Verfassung ermöglicht es dem Bund, 
sich vermehrt für den Veloverkehr einzuset-
zen. Wie grössere Infrastrukturmassnahmen 
sind auch Bikesharing-Systeme für die Ve-
loförderung zentral. Aus Sicht der SKM sollen 
die verschiedenen-Systeme niederschwellig 
und mit untereinander kompatiblen Zugangs-
systemen benutzbar sein.
www.skm-cvm.ch

OKI: Wiederwahl von Alain Jaccard 

An der Mitgliederversammlung 
der Organisation Kommunale Inf-
rastruktur (OKI) vom 18. Juni 2015 
in Bern standen die Gesamterneu-

erungswahlen des Vorstandes und des Präsi-
diums im Fokus: Dabei wurden Alain Jaccard, 
Chef du service Infrastructures, énergies et 
espaces publics der Stadt Morges als Präsident 
und Beat Ammann, Direktor der ara region 
bern ag als Vize-Präsident je einstimmig für 
eine dritte Amtsperiode bestätigt.
Im laufenden Jahr setzt OKI Schwerpunkte bei 
den Themen Infrastrukturmanagement, Ab-
falllogistik und Kunststoffsammlungen, sowie 
der Erarbeitung einer neuen Empfehlung zu 
kommunalen Abwassergebührenmodellen.
www.kommunale-infrastruktur.ch

Städteverband fordert Kompensation für 
Städte und Gemeinden bei USR III

Der Städteverband kritisiert 
den bundesrätlichen Vorschlag 
zur Unternehmenssteuerre-
form III (USR III) Die Notwen-

digkeit der Steuerreform ist für den Städ-
teverband unbestritten; die bis anhin 
angewandten Sondersteuerregimes sollen 
aufgehoben werden. Die nun vom Bundes- 
rat verabschiedete Botschaft zur USR III ist aus 
Sicht der Städte insofern mangelhaft, als sie 
keine angemessene Kompensation der Steuer-
ausfälle von Städten und Gemeinden vorsieht. 
Nach Hochrechnungen des Städteverbandes 
hätte die Senkung der kantonalen Gewinns-
teuersätze auf 15 % für die kommunale Ebene 
Steuerausfälle von rund 1,5 Milliarden Franken 
zur Folge. Angesichts knapper Kassen in vielen 
Städten und Gemeinden sind derartige Steue-
rausfälle ohne gesicherte Kompensation nicht 
zu verkraften. Für den Städteverband muss die 
vom Bundesrat vorgestellte Reform auch auf 
die Finanzlage von Städten und Gemeinden 
Rücksicht nehmen.
www.staedteverband.ch

Frühlingskonferenz widmet sich den 
Grundlagen der Sozialpolitik 

Die Städteinitiative Sozialpoli-
tik, das Fachgremium der städ-
tischen Sozialvorstehenden und 
leitenden Angestellten, wid-

mete sich an ihrer Frühlingskonferenz in Wil 
aktuellen Fragen und dem Regelwerk in der 
Sozialhilfe. Anlass zu dieser Grundlagen- 
arbeit bestand aus zwei Gründen: Zum einen 
hatte der Bundesrat zu Beginn des Jahres 
seinen Bericht zum Handlungsbedarf in der 
Sozialhilfe veröffentlicht und zum zweiten 
haben die Kantone vor kurzem entschieden, 
welche Anpassungen bei den SKOS-Richtli-
nien vorgenommen werden sollen. Die kan-
tonale Sozialdirektorenkonferenz (SODK) wird 
die SKOS-Richtlinien künftig genehmigen. Die 
Städteinitiative Sozialpolitik begrüsst dieses 
Vorgehen und hofft, dass die Richtlinien da-
durch schweizweit eine grössere Verbindlich-
keit erhalten und so ein negativer Sozialhil-
fewettbewerb verhindert wird. Allerdings 
ist eine Mehrheit der Mitglieder der Ansicht, 
dass langfristig wohl dennoch zusätzliche bun-
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27./28. August 2015	 Städtetag 2015 «Was sichert den sozialen Zusammenhalt? Handlungsmöglichkeiten der Politik» in Genf & Lancy
	 Information: Christina Grab, Telefon 031 356 32 32, info@staedteverband.ch

6. November 2015	 Nationale Tagung zur städtischen Alterspolitik in Biel
	 Information: Christina Grab, Telefon 031 356 32 32, info@staedteverband.ch

20. November 2015	 Tagung «Gesund bleiben trotz hoher Arbeitsbelastung: Alarmzeichen ernst nehmen, Massnahmen  
	 kennen und umsetzen» in Luzern
	 Information: www.stadtschreiber.ch

 Organisation Kommunale Infrastruktur

14. September 2015	 Kommunikationsseminar: Aufbauseminar für Führungskräfte in Bern
	 Information: Stephanie Glutz, Telefon 031 356 32 42, info@kommunale-infrastruktur.ch

Sektionen des Schweizerischen Städteverbandes

11. September 2015	 Mitgliederversammlung der Städteinitiative Bildung
	 Information: Marcel Bachmann, Telefon 044 413 86 53, info@staedteinitiative-bildung.ch

23. Oktober 2015	 Herbstkonferenz der Städteinitiative Sozialpolitik
	 Information: Katharina Rüegg, Telefon 052 267 59 57, info@staedteinitiative.ch

29./30. Oktober 2015	 Delegiertenkonferenz der Städtekonferenz Kultur in Sitten
	 Information: Martin Tschirren, Telefon 031 356 32 32, info@skk-cvc.ch

Weitere Organisationen

1./2. Juli 2015	 G21 swisstainability forum in Lausanne (Patronat SSV)
	 Information: www.g-21.ch

18. August 2015	 SuisseID Forum 2015 in Bern (Patronat SSV)
	 Information: www.suisseid.ch

2. September 2015	 28. Forum Nachhaltige Entwicklung «Quartiere und Lebensqualität» in Bern (Patronat SSV)
	 Information: www.are.admin.ch

13. November 2015	 AEE SUISSE Kongress 2015 «Die Energiewende vor der Abstimmung» in Basel (Patronat SSV)
	 Information: www.aeesuisse.ch

16. November 2015	 29. internationales Europa Forum Luzern
	 Information: www.europa-forum-luzern.ch

http://www.staedteverband.ch/
http://www.stadtschreiber.ch/stadtschreiber-termine/
http://www.g-21.ch/
http://www.suisseid.ch/de/events/suisseid-forum-2015-1
http://www.are.admin.ch/themen/nachhaltig/00262/00530/index.html?lang=de
http://www.aeesuisse.ch/de/aee-suisse-kongress/
http://www.europa-forum-luzern.ch/index

